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Sprache, Nationalität und Recht 
Ein Vergleich zwischen den böhmischen Ländern und Belgien (1880–1938) 

Language, Nationality and Law – A Comparison between the Bohemian lands and Belgium (1880–1938) 

The article examines the attribution and fixation of ethno-linguistic identities through census and law against the 
different political and historical backgrounds of two multilingual countries, the Bohemian lands and Belgium, from 
1880 to 1938. In the census in Cisleithania, data on citizens’ „Umgangssprache” (language of daily use) were col-
lected (only one language could be stated). The Czechoslovak Republic replaced this feature with „nationality” to be 
established on the basis of „objective” criteria (language, ancestry, education, family relationships etc.). Even for-
eigners residing in the �SR were (re-)classified by census takers according to this criterion. In contrast, in Belgium 
the census asked individuals to declare their „spoken national languages” („langues nationales parlées”). Since 
1910 respondents could also indicate the language they spoke most often. „Nationality” (as different from citizen-
ship and based on ethnicity and language) was an important element of the post-1867 Austrian and Czechoslovak 
legal order, but alien to Belgian legal terminology. 
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1 Politisch-historischer Kontext 
Die böhmischen Länder1 und Belgien waren 
über Jahrhunderte hinweg zweisprachige (in 
Randgebieten sogar dreisprachige2) Gebiete, in 
welchen jeweils eine „internationale“ Sprache in 
Konkurrenz trat zu einer Sprache, deren Gel-
tungsbereich in räumlicher Hinsicht begrenzter 
war. In den böhmischen Ländern bildeten die 
Deutschsprachigen, in Belgien die Frankopho-
nen eine numerische Minderheit (die Deutsch-
sprachigen machten etwa ein Drittel, die Fran-

                        
1 Unter den böhmischen Ländern verstehe ich die 
historischen Territorien Böhmen, Mähren und Schle-
sien, welche bis 1918 Teil der Habsburgermonarchie, 
danach (mit gewissen gebietsmäßigen Veränderun-
gen) der Tschechoslowakischen Republik waren. 
2 Im Osten der belgischen Provinzen Lüttich und 
Luxemburg gibt es eine deutschsprachige Bevölke-
rungsgruppe, in Schlesien eine polnischsprachige. 

kophonen über 40 % der jeweiligen Bevölkerung 
aus), nahmen jedoch über lange Zeit hinweg in 
sozioökonomischer und politischer Hinsicht 
eine herausragende Stellung ein. Kennzeichnend 
war hier wie dort eine ethnische Gemengelage 
unterschiedlichen Ausmaßes. Zu dieser Situati-
on trug seit dem 19. Jahrhundert eine massive 
Arbeitsmigration3 in den Sprachraum der in 
historischer Perspektive dominanten Ethnie 
(Deutschsprachige, Frankophone) bei; dort näm-

                        
3 Für Belgien wird die Zahl von 500.000 flämischen 
Arbeitsmigranten für den Zeitraum 1830–1957 ge-
nannt. Das Ausmaß der tschechischen Zuwanderung 
in die deutschsprachigen Gebiete der böhmischen 
Länder bis 1900 (danach ging die Wanderungsbewe-
gung zurück) dürfte in derselben Größenordnung zu 
veranschlagen sein; vgl. VAN MECHELEN, Ontwikke-
ling 33; RAUCHBERG, Nationaler Besitzstand 1, 282–
283; BOHÁ�, Siedlungsgebiete 8; WHITESIDE, Industrial 
transformation. 
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lich entwickelten sich die ersten Industriereviere 
(nordböhmisches Braunkohlerevier, wallonische 
Industriereviere). Die Gesamtlänge der (histo-
risch weitgehend stabilen) niederländisch-
französischen Sprachgrenze in Belgien 
(30.444 km2) beträgt gegenwärtig über 
466 Kilometer.4 Um ein Vielfaches länger (und 
„gewundener“) war die deutsch-tschechische 
Sprachgrenze in den böhmischen Ländern 
(78.869 km2): Sie betrug – angesichts zahlreicher 
Sprachinseln und Sprachzungen – im Jahre 1930 
etwa 2.777 Kilometer.5 Hunderttausende Bürger 
in Belgien und den böhmischen Ländern lebten 
als Streuminderheiten im jeweils anderssprachi-
gen Landesteil.6 Jedenfalls seit der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts waren in beiden Ländern 
Mobilisierungs- und Differenzierungsprozesse 
zu verzeichnen, die zur Herausbildung zuneh-
mend antagonistischer sprachnationaler Identi-
täten führten. Der politische Kontext der beiden 
Untersuchungsgebiete gestaltete sich dabei recht 
unterschiedlich: Der zentralisierte Kleinstaat 
Belgien war als bürgerlich-liberales Regime kon-
stituiert worden, dagegen bildeten die böhmi-
schen Länder bis 1918 einen Bestandteil eines 

                        
4 Mitteilung Tine VAN CAUTEREN, Kartographin am 
Institut géographique national/Nationaal Geografisch 
Instituut in Brüssel (E-Mail, 23. 4. 2013). – In Belgien 
bildeten sich im 19. und 20. Jahrhundert zwei Sprach-
inseln: der Großraum Brüssel und das Landstädtchen 
Arel [Arlon] in der Provinz Luxemburg; vgl. RE-

MOUCHAMPS, Francisation.  
5 1930 gab es in den böhmischen Ländern 14 (teils 
flächenmäßig große, agrarisch geprägte) deutsche 
und verschiedene kleinere tschechische Sprachinseln. 
Die deutschen Sprachinseln umfassten 184 mehrheit-
lich deutschsprachige Gemeinden mit insgesamt 
mehr als 148.000 Einwohnern; vgl. WINKLER, Tsche-
choslowakei 15, 53 u. 62 (Übersicht 13); Göttinger AK, 
Sudetenland 15 u. 20; FOCHLER-HAUKE, Volksboden 
56. 
6 WINKLER, Tschechoslowakei 15 (Abb. 7) u. 64 (Über-
sicht 15); LÉVY, Statistique (geograph. Übersichtskar-
ten); QUAIRIAUX, L’image 123–132; Ministère de 
l’Intérieur, Recensement général de la population 
1930. 

übernationalen Großreiches, welches teilweise 
noch feudalistische Züge trug. In Belgien waren 
die Grundrechte durch die Verfassung von 1831 
in vorbildhafter Weise gewährleistet, in Altöst-
erreich wurde erst vierzig Jahre später (1867) ein 
dauerhafter Grundrechtsschutz etabliert. Auf 
die Herausforderung der Multiethnizität fanden 
Statistik und Rechtsordnung in den beiden Län-
dern unterschiedliche Antworten. 

2 Sprache oder Nationalität  
als Erhebungsmerkmale  
bei Volkszählungen 

2.1 Böhmische Länder 

Bei den zisleithanischen7 Volkszählungen der 
Jahre 1880, 1890, 1900 und 1910 wurde auch die 
Frage nach der Umgangssprache8 gestellt, wobei 
– im Gegensatz zu den belgischen Erhebungen – 
lediglich eine Sprache angegeben werden konn-
te.9 Das österreichische Gesetz vom 29. März 
1869 über die Volkszählung, das als Rechts-
grundlage fungierte, sah die Feststellung der 
Nationalität oder Umgangssprache nicht vor.10 
Jedoch ermöglichte § 14 des Gesetzes, die Erhe-
bung auch anderer Daten per Verordnung ein-

                        
7 Der Begriff Zisleithanien bezeichnet die österreichi-
sche Reichshälfte der Doppelmonarchie, die Länder 
diesseits der Leitha. 
8 Nach einer Ministerialverordnung vom 9. 8. 1890, 
RGBl. Nr. 162, war die „Umgangssprache“ einer Per-
son definiert als diejenige Sprache, „deren sich diesel-
be im gewöhnlichen Umgange bedient, jedenfalls aber 
nur eine der nachbenannten Sprachen […]: Deutsch, 
Böhmisch-Mährisch-Slovakisch, Polnisch, Ruthenisch, 
Slovenisch, Serbisch-Kroatisch, Italienisch-Ladinisch, 
Rumänisch, Magyarisch […]“ (Abs. 19 der Belehrung 
zur Ausfüllung der Anzeigezettel). 
9 Zu Erhebungsmethoden und -kriterien der österrei-
chischen Volkszählungen vgl. BRIX, Umgangsspra-
chen 30–35; HECKE, Methode und Technik 466–474; 
zum Aspekt der Ethnizität GÖDERLE, Zensus. 
10 BRIX, Umgangssprachen 31. 
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zuführen.11 Die Erhebung der Umgangssprache 
wurde seit 1880 stets auf dem Verordnungswege 
angeordnet.12  

Es gibt viele Hinweise darauf, dass zahlreiche 
Bewohner der böhmischen Länder und Zisleit-
haniens in sprachlich stark durchmischten Ge-
bieten (etwa einigen Regionen Mährens) neben 
der in der Volkszählung genannten Umgangs-
sprache auch die jeweils andere Landessprache 
beherrschten. Die nordböhmische Gemeinde 
Leitmeritz [Litom��ice] etwa wies 1889 in einer 
Beschwerde an den zisleithanischen Verwal-
tungsgerichtshof darauf hin, dass Kinder von 
Eltern, die bei der letzten Volkszählung Deutsch 
als ihre Umgangssprache deklariert hatten, bei 
der Erhebung der notwendigen Mindestanzahl 
an Schülern für eine muttersprachliche tschechi-
sche Minderheitsschule miteinbezogen worden 
waren.13 Tschechische Politiker wie auch Vertre-
ter anderer Ethnien forderten, den Begriff der 
Umgangssprache bei Volkszählungen durch 
denjenigen der „Muttersprache“ oder „Nationa-
lität“ zu ersetzen oder jedenfalls die Fragestel-
lung dahingehend zu ergänzen.14 Zwischen 1890 
und 1914 wurden im Abgeordnetenhaus insge-
samt 25 entsprechende Interpellationen und 
Anträgen eingebracht.15 Ihnen war jedoch kein 
Erfolg beschieden.16 

                        
11 Ebd. 
12 Ebd. 34–35. 
13 Hierzu ebd. 48. – Der Verwaltungsgerichtshof nahm 
an diesem Faktum keinen Anstoß. 
14 Zu tschechischer Kritik und Forderungen nach 
einer Revision des Kriteriums der Umgangssprache 
vgl. KREJ�Í, Unbrauchbarkeit; HUBKA, Volkszählung 
1910; KÁLAL, Volkszählung 1910; BOHÁ�, Volkszäh-
lung und Minoritätenfrage; WEYR, Volkszählung 
1910; auch BRIX, Umgangssprachen 415–420. 
15 JOHN, LICHTBLAU, �eská Víden 38 auf Grundlage 
der Angaben in BRIX, Umgangssprachenerhebung 2, 
719–723. Eine Übersicht über entsprechende Anträge 
in BRIX, Umgangssprachen 490–493 enthält für den 
Zeitraum 1880–1911 insgesamt 28 Anträge. 
16 JOHN, LICHTBLAU, �eská Víden 38. 

Seit 1918 bildeten die böhmischen Länder das 
Herzstück der neugegründeten Tschechoslowa-
kischen Republik (�SR). Diese war als National-
staat konzipiert.17 Nach offizieller Lesart stellten 
Tschechen und Slowaken, die zusammen etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung ausmachten,18 ein 
(Staats-)Volk dar. Bei Volkszählungen wurden 
beide Gruppen grundsätzlich nicht gesondert 
erfasst. Das Konstrukt einer derartig konstituier-
ten „tschechoslowakischen Nation“ war für die 
Rechtsordnung der �SR von grundlegender 
Bedeutung.19 So deklarierte das im Jahre 1920 
erlassene Sprachengesetz die „tschechoslowaki-
sche Sprache“ zur „staatlichen, offiziellen Spra-
che der Republik“, welcher grundsätzlich auf 
dem gesamten Staatsgebiet eine Vorrangstellung 
zukam.20 Die Tschechoslowakei führte bei 
Volkszählungen (1921 und 1930) anstelle der 
Umgangssprache das Kriterium der Nationalität 
(„národnost“) ein, wobei Mehrfachangaben 
unzulässig waren.21 Diese Veränderung vollzog 
sich vor dem Hintergrund der Konzeption der 
�SR als Nationalstaat wie auch der internationa-
len Verpflichtungen zum Schutze nationaler 
Minderheiten, welche die Republik eingegangen 
war. Die Nationalität, so der Volkszählungsaus-
schuss des Statistischen Staatsrats, sollte nach 
dem direkten, freien Bekenntnis des Individu-
ums bestimmt werden.22 Allerdings enthielt 
weder das Gesetz über die Volkszählung (1920) 
noch die hierzu erlassene Durchführungsver-
ordnung aus demselben Jahr eine Legaldefiniti-
on des Merkmals der Nationalität. § 8 Abs. 2 der 

                        
17 Hierzu LIPSCHER, Verfassung 41–42. 
18 65,51 % der Bevölkerung bei der ersten Volkszäh-
lung; vgl. Statist. Staatsamt, Volkszählung 1921 (I.) 
64*. 
19 KU�ERA, Minderheit; SLAPNICKA, Majorities and 
minorities. 
20 Gesetz vom 29. 2. 1920 (SdGuV Nr. 122/1920). 
21 Zur Erhebung der Nationalität bei tschechoslowaki-
schen Volkszählungen vgl. BUBENÍK, K�ES�AN, 
Zjiš�ování národnosti. 
22 Statist. Staatsamt, Volkszählung 1921 (I.) 64*. 
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(in juristischer Hinsicht irrelevanten23) Anlei-
tung für den Erhebungsbogens der Volkszäh-
lung 1921 definierte Nationalität als „Stammes-
zugehörigkeit […], deren äußeres Hauptmerk-
mal in der Regel die Muttersprache ist.“24 

Nach der Muttersprache durfte ein Zählkom-
missär die Nationalität einer Person lediglich 
dann selbständig bestimmen, wenn der Befragte 
sich zu zwei Nationalitäten – oder überhaupt 
keiner – bekannte.25 Tatsächlich jedoch war das 
„Nationalitätsbekenntnis“ in der Volkszählung 
1921 nicht völlig frei, es wurde nicht durchweg 
ausschließlich das subjektive Kriterium zugrun-
de gelegt. Nicht selten kam es zwischen Befrag-
ten und Zählorganen zum Streit.26 Die Zählbe-
amten konnten bei Zweifeln an der Wahrhaf-
tigkeit der Angabe über die Nationalität  diese 
an Ort und Stelle ändern, sofern der Betroffene 
sein Einverständnis erteilte.27 Geschah dies 
nicht, so waren die politischen Ortsbehörden 
ermächtigt, binnen zwei Wochen Anhörungen 
und Zeugenbefragungen (Verwandte, Gendar-
men, Lehrer, Nachbarn, Wirte, Geschäftsleute 
etc.) vorzunehmen, um die Nationalität auf-
grund objektiver Merkmale zu bestimmen.28 Zur 
Bestimmung der Nationalität entwickelte sich in 
der Tschechoslowakei die Praxis, dass die Be-
hörden Auskünfte suchten über Herkunft, Er-
ziehung, soziale Kontakte, Familienbeziehun-
gen, Charakter und Lesegewohnheiten; diesen 
Merkmalen wurde eine hinreichende Indizwir-

                        
23 Erk. OVG �SR vom 10. 2. 1923, Nr. 19.967 ex 1922. 
24 Statist. Staatsamt, Volkszählung 1930 (I.) XLII. (Die 
Angabe bezieht sich auf die Volkszählung 1921.) – 
Juden konnten sich bei den Volkszählungen 1921 und 
1930 zu einer nicht sprachlich definierten jüdischen 
Nationalität bekennen; vgl. ebd. 
25 § 20 Abs. 3 S. 3 Reg.VO (SdGuV Nr. 592/1920); Sta-
tist. Staatsamt, Volkszählung 1921 (I.) 64*. 
26 ZAHRA, Kidnapped souls 121–123; auch Statist. 
Staatsamt, Volkszählung 1921 (I.) 64*. 
27 § 20 Abs. 3 S. 6 Reg.VO (SdGuV Nr. 592/1920). 
28 § 20 Abs. 3 S. 7 Reg.VO (SdGuV Nr. 592/1920); 
ZAHRA, Kidnapped souls 121–122, 128. 

kung zugemessen.29 „Wissentlich“ falsche An-
gaben über die Nationalität konnten mit Geld-
strafen zwischen 20 und 10.000 Kronen (300 
Kronen entsprachen dem Wochenverdienst ei-
nes Arbeiters) oder Gefängnis bis zu drei Mona-
ten geahndet werden.30 Tausende Personen, die 
sich zur deutschen Nationalität bekannten, 
wurden gegen ihren erklärten Willen von den 
Zählkommissären als Tschechen registriert; die 
Zahl der Deutschen in den böhmischen Ländern 
sank 1921 gemäß der offiziellen Statistik um fast 
518.000 (im Vergleich zur letzten österreichi-
schen Volkszählung im Jahr 1910).31 

Bei der Volkszählung 1930 wurde das freie Be-
kenntnis zu einer Nationalität stark einge-
schränkt. Gemäß einer maßgebenden Rechts-
vermutung bestimmte sich die Nationalität nun 
grundsätzlich nach der Muttersprache.32 Die 
einschlägige Regierungsverordnung statuierte: 

„Eine andere Nationalität als jene, für welche 
die Muttersprache zeugt, kann nur dann einge-
tragen werden, wenn die gezählte Person ihre 
Muttersprache weder in ihrer Familie noch im 
Haushalte spricht und wenn sie die Sprache 
jener Nationalität vollkommen beherrscht.“33 

                        
29 Ebd. 126–133, insb. 128. Zahra stützt ihre Analyse 
auf Entscheidungen des Obersten Verwaltungsge-
richts und Aktenbestände des Innenministeriums. 
30 §§ 12, 20 Abs. 2 S. 2 Reg.VO (SdGuV Nr. 592/1920); 
ZAHRA, Kidnapped souls 121. 
31 Statist. Staatsamt, Statist. Hdb. �SR 2, 367 (Tabelle 
XIII 11. a); ZAHRA, Kidnapped souls 121. 
32 § 21 Abs. 1 S. 1 Reg.VO (SdGuV Nr. 86/1930). Zur 
Genese der für die Volkszählung 1930 herangezoge-
nen Definition der Nationalität, den vorangehenden 
Diskussionen und Interessenlagen vgl. BOHÁ�, 
Národnost. Kritisch zu den in der Tschechoslowakei 
angewandten Methoden der nationalen Klassifizie-
rung aufgrund „objektiver“ Kriterien äußerte sich der 
Hochschullehrer Emanuel Rádl (Karls-Universität 
Prag); vgl. RÁDL, Národnost. 
33 § 21 Abs. 1 S. 2 Reg.VO (SdGuV Nr. 86/1930). Juden 
konnten weiterhin eine eigenständige nicht sprachlich 
definierte jüdische Nationalität „einbekennen“; vgl. 
§ 21 Abs. 1 S. 3 Reg.VO (SdGuV Nr. 86/1930). 
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Die zuständigen staatlichen Stellen unternah-
men damit den Versuch, den Begriff der Natio-
nalität (im Sinne der Zugehörigkeit zu einem 
durch spezifische sprachliche und/oder kulturel-
le Attribute gekennzeichneten Teil der staatsan-
gehörigen Bevölkerung) grundsätzlich auf Basis 
eines „objektiven“ Merkmals zu fixieren. Die 
Regierungsverordnung enthielt außerdem, in 
Konsequenz dieser Auffassung, eine Norm über 
die Änderung der Nationalität.34 Diese sei – so 
die amtliche Verlautbarung – „mit Rücksicht auf 
die Möglichkeit strittiger Fälle notwendig“ ge-
worden.35 Schließlich gab es Bestimmungen über 
die nationale Zuordnung von Kindern, insbe-
sondere solchen aus „gemischten Familien“ 
(tschechoslowakische Eltern unterschiedlicher 
Nationalität).36 Die in der �SR angewendete 
Methode der nationalen Klassifizierung zeitigte 
mitunter ungewöhnlich anmutende Ergebnisse. 
So gab es tschechoslowakische Staatsangehörige 
französischer, englischer oder italienischer Nati-
onalität.37 Bei diesen Personen dürfte es sich 
primär um naturalisierte Angehörige fremder 
Staaten gehandelt haben. Die Nationalität als 
von der Staatsangehörigkeit zu unterscheiden-
des Kriterium fand bei den tschechoslowaki-
schen Volkszählungen außerdem auf die im 
Land anwesenden Ausländer Anwendung. Bür-
ger fremder Staaten wurden also nach einem 
Erhebungskriterium klassifiziert, welches in 
ihren Heimatstaaten nicht gebräuchlich war 
(jedenfalls sofern es sich um Staaten außerhalb 
Ost[mittel]europas handelte). So verzeichnete 
die tschechoslowakische Statistik für 1921 zum 
Beispiel 94.437 ausländische Deutsche, hingegen 
aber nur 39.668 Staatsangehörige des Deutschen 
Reiches (und 58.673 österreichische Staatsange-

                        
34 § 22 Reg.VO (SdGuV Nr. 86/1930). 
35 Statist. Staatsamt, Volkszählung 1930 (I.) XLII. 
36 § 21 Abs. 3 S. 2 Reg.VO (SdGuV Nr. 86/1930). 
37 Statist. Staatsamt, Volkszählung 1921 (I.) 71* (Tabel-
le 58); auch: Dass., Statist. Hdb. �SR 2, 366 (Tabel-
le XIII 9). 

hörige); auch waren 10.001 Ausländer „jüdischer 
Nationalität“ vermerkt.38 Frankophone Belgier 
dürften von den Zählorganen als Ausländer 
„französischer Nationalität“ erfasst worden sein 
– die Statistik verzeichnete 869 ausländische 
Personen französischer Nationalität, jedoch le-
diglich 828 französische Staatsangehörige (und 
129 belgische Staatsangehörige).39 Es wurde 
seitens der tschechoslowakischen Behörden also 
eine Differenzierung vorgenommen, die dem 
Selbstverständnis des belgischen Staates wie 
auch der belgischen Rechtsordnung und –termi-
nologie fremd war. 

2.2 Belgien 

Im Königreich Belgien wurden Volkszählungen 
seit 1846 kontinuierlich im zehnjährigen Rhyth-
mus durchgeführt. Nach 1876 stellte man auf 
das jeweils volle Jahrzehnt (1880, 1890, 1900 etc.) 
um.40 Die erste Volkszählung 1846 erfasste ledig-
lich eine Sprache, die Umgangssprache („langue 
parlée habituellement“).41 Seit 1866 wurden die 
„gesprochenen Landessprachen“ („langues na-
tionales parlées“) erhoben – die Befragten konn-
ten also (im Gegensatz zu den Modalitäten in 
Zisleithanien und der späteren Tschechoslowa-
kei) mehrere Sprachen zugleich angeben.42 Er-
mittelt wurden Kenntnisse des Französischen, 
Niederländischen und Deutschen. Der Fragebo-
gen sah insgesamt sieben nebeneinander gestell-
te Rubriken für die verschiedenen Kombinati-

                        
38 Statist. Staatsamt, Statist. Hdb. �SR 2, 367 (Tabel-
le XIII 12) u. 368 (Tabelle XIII 14). – Für den Zensus 
1930 vgl. Statist. Staatsamt, Volkszählung 1930 (I.) 48–
58 (Tab. 7) und 59–69 (Tab. 8). 
39 Statist. Staatsamt, Statist. Hdb. �SR 2, 367 (Tabel-
le XIII 13) u. 368 (Tabelle XIII 14). 
40 Zu Erhebungskriterien und Ablauf der Volkszäh-
lungen in Belgien von der „Franzosenzeit“ (Jahr XI 
revolutionärer Zeitrechnung) bis 1930 vgl. LÉVY, Sta-
tistique 508–524. 
41 Ebd. 524. 
42 Ebd. 510. 
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onsmöglichkeiten vor.43 Erst seit 1910 wurde 
auch die „am häufigsten gesprochene Sprache“ 
(„langue parlée le plus fréquemment“) erhoben 
und damit eine Zuordnung der Mehrsprachigen 
zu den einzelnen Sprachgruppen möglich.44 1930 
betrug der Anteil der Mehrsprachigen an der 
Gesamtbevölkerung Belgiens 14,5 % (ca. 
1.176.000 Personen).45 Etwa 89 % der Mehrspra-
chigen gaben zu diesem Zeitpunkt an, Franzö-
sisch und Niederländisch zu sprechen.46 Von 
den Mehrsprachigen bezeichneten 56,3 % Nie-
derländisch als ihre Hauptsprache (am häufigs-
ten gesprochene Sprache).47 Signifikant höher 
war der Anteil der Zweisprachigen in den an 
der Sprachgrenze gelegenen Gemeinden 
(24,9 %) sowie in der Agglomeration Brüssel 
(35,6 % im gleichnamigen Arrondissement).48 
Seit der Unabhängigkeit Belgiens war in allen 
Provinzen eine Zunahme des Anteils der Zwei-
sprachigen zu verzeichnen.49 1930 gaben in allen 
niederländischsprachigen Provinzen und Ar-

                        
43 Ebd. – Hinzu trat die Rubrik „aucune des trois 
langues“ („keine der drei Sprachen“). 
44 Ebd. 513–514. 
45 Ebd. 556. Die Angaben beziehen sich auf die Ge-
samtbevölkerung einschließlich der ausländischen 
Wohnbevölkerung. 
46 Angabe vom Autor ermittelt; vgl. LÉVY, Statistique 
556. 
47 Ebd. 557. 
48 Die Angabe für die Gemeinden an der Sprachgren-
ze („taalgrensgemeenten“) ist eine Berechnung des 
Autors auf Grundlage von LÉVY, Statistique 562. Für 
das Arrondiss. Brüssel vgl. MCRAE, Belgium 39 (Ta-
belle 3). Die Angabe zu den „taalgrensgemeenten“ 
bezieht sich auf 181 Gemeinden (flämische und wal-
lonische Provinzen) mit einer Gesamtbevölkerung 
von ca. 385.000 Einwohnern; vgl. LÉVY, Statis-
tique 562–563. 
49 Vgl. die Angaben bei MCRAE, Belgium 39 (Tabelle 3) 
für die Jahre 1866 (erstmalig Angabe mehrerer Spra-
chen möglich), 1930 und 1947. Lévy betrachtet die 
Zweisprachigkeit unter Verweis auf Studien Joseph-
Maurice Remouchamps’ und Alfons M.N. Prayon van 
Zuylens als ein Übergangsphänomen auf dem Weg 
zur französischen Einsprachigkeit; vgl. LÉVY, Statis-
tique 529–530. 

rondissements über 10 % der Bevölkerung an, 
Niederländisch und Französisch zu sprechen, in 
wallonischen Verwaltungseinheiten waren es 
maximal 7,1 % (Arrondissement Nivelles).50 Der 
Begriff der Sprachkenntnisse im Rahmen der 
Frage nach den gesprochenen Landessprachen 
unterlag in starkem Maße der Interpretation des 
Befragten.51 Die einschlägigen Instruktionen des 
Innenministeriums an die Zählkommissäre be-
stimmten, dass die Kenntnisse hinreichend sein 
mussten, um sich in alltäglichen Lebenssituatio-
nen verständigen zu können („se faire com-
prendre dans le cercle des actes ordinaires de la 
vie“).52 Schriftliche Nachweise waren nicht er-
forderlich.53 Bei der Bestimmung der am häu-
figsten gesprochenen Sprache ergaben sich ins-
besondere im Großraum Brüssel Probleme dar-
aus, dass (dialektal geprägtes) Niederländisch 
und Französisch in unterschiedlichen sozialen 
Kontexten verwendet wurden (etwa Kommuni-
kation mit sozial Gleichgestellten versus Kom-
munikation mit Höherrangigen oder offizielle 
Situationen).54 Auch in Belgien waren Antwor-
ten auf die Frage nach den Sprachkenntnissen 
beziehungsweise der am häufigsten gesproche-
nen Sprache nicht selten politisch oder sozial 
(mit der französischen Sprache verband sich ein 
hohes Sozialprestige) motiviert.55 So wurden in 
                        
50 Provinz Antwerpen 11,8 % (1866: 6,1 %), Prov. 
Westflandern 15,2 % (1866: 7,6 %), Prov. Ostflandern 
11,5 % (1866: 6,4 %), Prov. Limburg 8,6 % (1866: 6,4 %) 
– Prov. Hennegau 5,6 % (1866: 2,1 %), Prov. Lüttich 
4,8 % (1866: 2,9 %), Prov. Namur 1,7 % (1866: 0,6 %), 
Prov. Luxemburg 0,6 % (1866: 0,2 %) – Prov. Brabant 
28,6 % (1866: 16,1 %), Arrondiss. Brüssel 35,6 % (1866: 
23,1 %), Arrondiss. Löwen 13,3 % (1866: 9,3 %), Ar-
rondiss Nivelles 7,1 % (1866: 1,6 %); vgl. MCRAE, 
Belgium 39 (Tabelle 3). 
51 LÉVY, Statistique 526–527. 
52 Zum Kriterium der Sprachkenntnis vgl. ebd. 525–
526. 
53 Ebd. 525. 
54 Ebd. 526–527. 
55 Ebd. 529–530. – Ein weiteres hiermit in Zusammen-
hang stehendes Problem ergab sich in Teilen der 
Provinzen Limburg und Lüttich. Die dortige Mundart 
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Brüssel vor dem Ersten Weltkrieg Französisch-
kenntnisse verneint, nach dem Krieg Niederlän-
dischkenntnisse.56 Die Einführung des Erhe-
bungskriteriums der Muttersprache wurde in 
Belgien wiederholt vorgeschlagen (jedenfalls 
1910 und 1930), jedoch verworfen.57 Paul Lévy, 
ab 1940 Mitglied der „Commission Centrale de 
Statistique“,58 lehnte die Einführung dieses Kri-
teriums ab. Nach seiner Auffassung handelte es 
sich um ein retrospektives Konzept, welches 
Veränderungen nicht erfasse.59 Nüchtern stellte 
Lévy fest: „La fraude est inséparable de toute 
statistique linguistique.“60 

                        
nahm eine Mittlerstellung zwischen dem Deutschen 
und dem Niederländischen ein. Ihre Zuordnung 
gestaltete sich problematisch und politisch kontro-
vers; vgl. LÉVY, Statistique 525, 532; auch: CAJOT, 
Sprachschranken. 
56 LÉVY, Statistique 529. – Teile der sprachnationalen 
flämischen Bewegung hatten während des Krieges 
mit der deutschen Besatzungsmacht kollaboriert. 
57 LÉVY 514, 518. – Ebenfalls als Alternativen diskutiert 
und als einseitig oder lebensfremd verworfen wurden 
Fragen nach der „langue de culture“, welche in star-
kem Maße auf Unterrichtssprache und Bildungsni-
veau abgestellt hätte, und der „langue administrati-
ve“ (im Verkehr mit den Behörden gebrauchte Spra-
che), vgl. ebd. 528–529. Von der „Commission Centra-
le de Statistique“ wurden im Hinblick auf die Volks-
zählung 1930 folgende Formulierungsvorschläge 
abgelehnt: „Quelle est votre langue?“ (Was ist Ihre 
Sprache?); „Quelle est votre langue maternelle?“ (Was 
ist Ihre Muttersprache?); „Quelle est la langue dont 
vous vous servez lorsque vous êtes libre du choix de 
la langue?“ (Welche Sprache verwenden Sie, wenn Sie 
die Wahlfreiheit haben?) Die Volkszählung, so die 
Begründung, solle nicht den Charakter eines Referen-
dums annehmen. Auch sei es nicht Zweck des Zen-
sus, Abstammung oder Vorlieben der Befragten zu 
erheben; vgl. ebd. 518–519. 
58 EUI, Interview Paul M.G. Lévy 1. 
59 LÉVY, Statistique 528. 
60 Ebd. 531; ähnlich DRAYE, Taalgrenslijn 46. 

3 Nationalität als Rechtsbegriff? 

3.1 Böhmische Länder 

Die österreichische „Dezemberverfassung“ von 
1867 enthielt im „Staatsgrundgesetz über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger für die im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Län-
der“61 ein Grundrecht des Nationalitäten- und 
Sprachenschutzes (Art. 19). Dessen erster Absatz 
stipulierte: „Alle Volksstämme des Staates sind 
gleichberechtigt, und jeder Volksstamm hat ein 
unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege 
seiner Nationalität und Sprache.“ 

Vor dem Hintergrund des Art. 19 StGG vollzog 
sich die Ausdifferenzierung des zisleithanischen 
Sprachen- und Nationalitätenrechts. Eine öster-
reichische Quellensammlung aus dem Jahr 1910 
umfasste bereits über 708 sprachenrechtlich 
relevante Normen; allein für Böhmen waren 120 
Normen einschlägig.62 (Dagegen sind für Belgien 
für den Zeitraum 1795–1910 lediglich 33 diesbe-
zügliche Normen verzeichnet.63) Die Studien-
ausgabe der österreichischen Verfassungsgeset-
ze enthält in ihrer Zweitauflage (1911) ein Kapi-
tel, das mit „Nationalitätenrecht“ überschrieben 
ist und circa 140 Seiten umfasst.64 

Die Rechtsprechung in Zisleithanien erkannte 
die Nationalität als ein von der österreichischen 
Staatsbürgerschaft zu unterscheidendes Faktum 
an, doch kannte sie keine Legaldefinition dieses 

                        
61 RGBl. Nr. 142/1867. 
62 Weiters waren für Mähren 94, für Schlesien 28 
Normen einschlägig. Bei den in Zusammenhang mit 
den böhmischen Kronländern gemachten Zahlenan-
gaben sind Normen, welche sich auf den gesamten 
Staatsverband oder den Verkehr mit dem Ausland 
beziehen, nicht berücksichtigt. Alle Zahlenangaben 
sind Berechnungen des Autors auf Grundlage von 
FISCHEL, Sprachenrecht. 
63 VAN GINDERACHTER, Taalpolitiek en -wetgeving. 
64 BERNATZIK, Verfassungsgesetze 879–1017 (Sektion 
XV). 
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Begriffs.65 Das Kriterium der amtlich festgestell-
ten Umgangssprache spielte ab 1890 in der 
Rechtsprechung des österreichischen Verwal-
tungsgerichtshofs für die Bestimmung der Nati-
onalität einer Person keine entscheidende Rolle 
mehr.66 Er stellte vielmehr primär auf die Erklä-
rung des betreffenden Individuums ab.67 Vor 
dem Hintergrund der mährischen Ausgleichsge-
setze (1905/06)68 und der in diesem Rahmen 
erlassenen Lex Perek69 vollzog das Gericht dann 
jedoch einen Wandel in seiner Rechtsprechung 
und stellte auf überprüfbare vorgeblich objekti-
ve Kriterien (Umgangssprache, Eintragung in 
das tschechische oder deutsche Wahlkataster, 

                        
65 STEINACKER, Volkszugehörigkeit; HERMANN VON 

HERRNRITT, Nationalität und Recht 75–82; unter Ein-
bezug des zeitgenössischen Schrifttums auch BRIX, 
Umgangssprachen 36–60. 
66 BRIX, Umgangssprachen 48–49 sowie die einschlägi-
gen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs: 
VwGH Erk. vom 31. 1. 1890 (Slg. Budwi�ski 
Nr. 5123/1890); vom 31. 5. 1894 (Slg. Budwi�ski 
Nr. 793/1894); vom 7. 3. 1895 (Slg. Budwi�ski 
Nr. 8478/1895). 
67 In seinem Erkenntnis vom 3. 6. 1896 (Slg. Budwi�ski 
Nr. 9708/1896) vertritt der Verwaltungsgerichtshof 
die Ansicht, für die Frage, welcher Nationalität eine 
Person angehört, sei „in Ermangelung gesetzlicher 
Kriterien die diesfalls von derselben abgegebene 
bestimmte Erklärung bei der commissionellen Ver-
handlung allein maßgebend“; vgl. auch STEINACKER, 
Volkszugehörigkeit 10–36. 
68 Der sogenannte „nationale Ausgleich“ zwischen 
Tschechen und Deutschen in Mähren basierte auf vier 
Gesetzen, darunter die revidierte Landesordnung 
(Landesverfassung) und eine neue Landeswahlord-
nung. Für Landtagswahlen wurden nationale Katas-
ter (Wählerverzeichnisse) sowie „nationale Kurien“ 
im Landtag eingeführt; die Schulaufsichtsbehörden 
wurden nach dem sprachnationalen Kriterium ge-
trennt. Vgl. LGBl. Mähren Nr. 1/1906; LGBl. Mähren 
Nr. 2/1906; LGBl. Mähren Nr. 3/1906; LGBl. Mähren 
Nr. 4/1906. 
69 „In der Volksschule dürfen in der Regel nur Kinder 
aufgenommen werden, welche der Unterrichtsspra-
che mächtig sind.“ Vgl. Abteilung II, § 20 Abs. 2 des 
mährischen Landesgesetzes vom 27. 11. 1905 (LGBl. 
Mähren Nr. 4/1906). 

Sprachkenntnisse etc.) ab.70 Das Reichsgericht71 
zog bei der Bestimmung der Nationszugehörig-
keit sowohl das subjektive Kriterium des Be-
kenntnisprinzips (freie individuelle Nationali-
tätserklärung) als auch objektivierbare Kriterien 
in Gestalt von Handlungen, welche die nationa-
le Gesinnung offenbarten, heran.72 In der Tsche-
choslowakischen Republik setzten sich die Ten-
denzen zur rechtlichen Fixierung ethnischer 
Heterogenität fort und verstärkten sich. Der 
ethnisch konnotierte Begriff der Nationalität 
(„národnost“) war ein anerkanntes und wichti-
ges Element der innerstaatlichen Rechtsord-
nung. Eine wegweisende Entscheidung des 
tschechoslowakischen Obersten Verwaltungsge-
richts vom 10. Februar 1923 bestimmte, dass die 
Nationalität „in zweifelhaften Fällen“ auf 
Grundlage verschiedener objektiver Merkmale 
(Muttersprache, im täglichen Verkehr verwen-
dete Sprache, Umgebung zum Zeitpunkt der 
Erhebung, Umgangssprache und Stammeszuge-
hörigkeit des Ehegatten und anderer Familien-
angehöriger, Art der Kindererziehung, Mit-
gliedschaft in Vereinen, politische Überzeugung, 
Ort des langjährigen ständigen Aufenthaltes 
usw.) zu bestimmen sei, die Muttersprache dür-
fe jedenfalls nicht als alleiniges Entscheidungs-
kriterium herangezogen werden.73 

                        
70 STEINACKER, Volkszugehörigkeit 36–42, 47–57. 
71 Das Reichsgericht entschied, ob eine Verletzung 
eines durch die Verfassung gewährleisteten politi-
schen Rechts durch die Verwaltungsbehörden vorlag. 
Dabei musste der administrative Rechtsweg erschöpft 
sein. Zu Gerichtsorganisation und Kompetenzab-
grenzung zwischen den Gerichten, die Rechtsschutz 
im öffentlichen Recht gewährleisteten vgl. LEHNE, 
Rechtsschutz. 
72 BRIX, Umgangssprachen 46–47; STEINACKER, Volks-
zugehörigkeit 14, 42–47. 
73 Erk. OVG �SR vom 10. 2. 1923, Nr. 19.967 ex 1922, 
insb. Sp. 241; ZARAH, Kidnapped souls 123–124. 
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3.2 Belgien 

Die liberal geprägte belgische Verfassung von 
1831 enthielt lediglich eine kurz gefasste Be-
stimmung mit sprachenrechtlichem Bezug 
(Art. 23): 

„Der Gebrauch der in Belgien üblichen Sprachen 
ist freigestellt; er kann nur durch das Gesetz 
geregelt werden und allein für Akte der öffentli-
chen Gewalt und für Justizangelegenheiten .“74 

In der offiziellen belgischen Rechtsterminologie 
fand der Begriff „Nationalität“ zu keiner Zeit in 
Zusammenhang mit Flamen oder Wallonen 
Verwendung. Im juristischen Sinne gab es bezo-
gen auf belgische Staatsangehörige nur eine, die 
belgische Nationalität. In Politik und Publizistik 
hingegen wurden die beiden den belgischen 
Staat konstituierenden Ethnien wie selbstver-
ständlich als Völker („peuples“75/„volkeren“) 
oder synonym als Nationalitäten („nationa-
lités“76) apostrophiert, bisweilen auch als 
Sprachgemeinschaften („groupes lin-
guistiques“77). Die gewählte Bezeichnung moch-
te sich in Abhängigkeit vom politischen Kontext 
und der jeweiligen Position des Politikers wan-

                        
74 Art. 23 der revidierten belgischen Verfassung 
(1831–1903). Zitiert nach ERRERA, Staatsrecht 446. 
Übersetzung des Autors. 
75 Vgl. zum Beispiel Jules DESTRÉE (Sozialdemokrat), 
in: APCh, 21. 5. 1913, 1263; 7. 11. 1922, 1925; Camille 
HUYSMANS, A propos d’un Accès de Mauvaise Hu-
meur, in: Le Peuple, 10. 10. 1913, 1. 
76 Vgl. zum Beispiel Léon TROCLET (Sozialdemokrat), 
in: APCh, 21. 5. 1913, 1262; Emile JENNISSEN (Libe-
raler), in: APCh, 24. 11. 1922, 112. – Der Sozialdemo-
krat Camille Huysmans bemerkte im Februar 1913 im 
Abgeordnetenhaus: „Le peuple flamand devient de 
plus en plus une nationalité, ayant conscience d’elle-
même, ayant aussi le sentiment de sa dignité.“ Einige 
Monate später erklärte er: „Il y a une nation et deux 
nationalités.“ Vgl. HUYSMANS, in: APCh, 7. 2. 1913, 
563; 21. 5. 1913, 1262. In ähnlicher Weise äußerten sich 
TROCLET, in: APCh, 21. 5. 1913, 1262 und François 
BOVESSE (Liberaler), in: APCh, 17. 12. 1929, 107. 
77 Vgl. zum Beispiel HUYSMANS, in: APCh, 23. 11. 1922, 
88. 

deln. Jules Destrée,78 Wortführer der Wallingan-
ten79 in der sozialdemokratischen Arbeiterpartei, 
etwa hatte in seinem berühmten „Lettre au Roi 
sur la séparation de la Wallonie et de la Flandre“ 
(1912) noch den eigenständigen Charakter eines 
flämischen und eines wallonischen Volkes be-
tont: „[...] il n’y a pas de Belges. J’entends par là 
que la Belgique est un Etat politique, assez arti-
ficiellement composé, mais qu’elle n’est pas une 
nationalité […]. Sire, […] Vous régnez sur deux 
peuples. Il y a en Belgique des Wallons et des 
Flamands. Il n’y a pas de Belges.“80 Nach dem 
Ersten Weltkrieg, mittlerweile zu Amtsehren81 
gelangt, äußerte Destrée sich deutlich gemäßig-
ter. Er sprach nun auch von den Belangen eines 
belgischen Volkes,82 ja er forderte seine flämi-
schen Politikerkollegen auf, eine „belgischere“ 
Haltung83 an den Tag zu legen. 

4 Schlussbemerkung 
In Zisleithanien war zu Beginn des 
20. Jahrhunderts die Auseinandersetzung mit 
der Nationalitätenproblematik sehr weit fortge-
schritten. Altösterreich gewährte den verschie-
denen Nationalitäten sehr weitgehende sprach-
lich-kulturelle Rechte. Ein entscheidender Fak-
tor dürfte dabei das fortgeschrittene Entwick-
lungsstadium der tschechischen Nationalbewe-
gung zum Zeitpunkt der Parlamentarisierung 
Zisleithaniens (seit Ende der 1890er Jahre) und 
der Massenmigration tschechischer Arbeiter in 

                        
78 Zur Biographie Destrées vgl. DESTATTE, Destrée; 
KESTELOOT, Destrée. Zur Rolle Destrées in der wallo-
nischen Bewegung vor dem Ersten Weltkrieg aus-
führlich DE BRANDT, Destrées wallingantisme. 
79 Anhänger der sprachnationalen wallonischen Be-
wegung. 
80 DESTRÉE, Lettre au Roi 8 u. 10. 
81 1917 Gesandter in Russland, 1919–1921 Minister für 
Kunst und Wissenschaft. 
82 Vgl. DESTRÉE, in: APCh, 7. 11. 1922, 1924. 
83 „Tâchez d’être un peu plus Belge.“ – Vgl. DESTRÉE, 
in: APCh, 12. 2. 1930, 529. 
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die deutschsprachigen Industriegebiete gewesen 
sein. Die tschechische Nationalbewegung war 
bereits im Revolutionsjahr 1848 zu einer Mas-
senbewegung geworden und hatte danach stetig 
weiter an Bedeutung gewonnen.84 Bei der flämi-
schen Bewegung begann die Phase der Mas-
senmobilisierung dagegen erst nach dem Ersten 
Weltkrieg (nach anderer Auffassung kurz da-
vor).85 Die sprachnationale Mobilisierung verlief 
also in den beiden Ländern diachron; es ist eine 
zeitliche Differenz von 50–60 Jahren zu konsta-
tieren.86 Zwischen den Untersuchungsgebieten 
sind deutliche Unterschiede hinsichtlich Erhe-
bung und Zuschreibung von Identitäten unter 
Heranziehung des sprachnationalen Kriteriums 
festzustellen. Die offiziellen Statistiken Zislei-
thaniens und der Tschechoslowakei bieten – im 
Gegensatz zu derjenigen Belgiens – keinen Auf-
schluss über Mehrsprachigkeit (die angesichts 
von Binnenmigration, Sprachinseln und Sprach-
zungen in den böhmischen Ländern weit ver-
breitet war). Diese wurde nicht erfasst. In Öster-
reich gab es in den Jahren vor dem Ersten Welt-
krieg erste Ansätze zu einer „ethnischen Klassi-
fizierung“ auf Grundlage bestimmter Merkmale: 
Der Begriff der „Nationalität“ im Sinne der eth-
nischen Zugehörigkeit der Staatsbürger fand 
Eingang in Rechtsordnung und Gesetzestexte. In 
der Tschechoslowakei verstärkte sich diese Ten-
denz in signifikantem Maße, wobei der Zensus 
(Volkszählung) als Grundlage diente. Deutlich 
anders war die Situation in Belgien: In der dor-
tigen Rechtsterminologie fand in Zusammen-
hang mit den autochthonen Ethnien (Flamen, 
Wallonen, Deutschsprachige) der Begriff „Nati-
onalität“ zu keiner Zeit Verwendung. 

                        
84 HROCH, Vorkämpfer 41–61, 144–145; KO�ALKA, 
Tschechen. 
85 WILS, V.B. vanuit internationaal-comparatief per-
spectief, insb. 113–114; DERS., Van Clovis 161–186. 
86 Ausführlich hierzu unter Analyse diverser Indika-
toren SCHMIDT, Sprachnationale Konflikte 171–222. 

Hatten in Belgien die staatstragenden bürgerli-
chen Schichten in beiden Sprachgebieten lange 
Zeit das Konzept eines frankophon geprägten 
Nationalstaats verfochten, so fand im Interbel-
lum die sprachlich-kulturelle Zweigliedrigkeit 
des Landes Anerkennung durch eine Reihe 
maßgebender Sprachgesetze auf den Gebieten 
der Verwaltung, des Justiz- und Unterrichtswe-
sens.87 Dagegen verstärkte in der multiethni-
schen Tschechoslowakei der (sprach-)national 
akzentuierte Legitimitätsanspruch des Staates 
bereits vorhandene Spannungen zwischen 
Tschechen und Deutschen, welche sich in der 
Rolle einer „nationalen Minderheit“ wiederfan-
den. Die Fixierung und Verrechtlichung von 
Ethnizität in den böhmischen Ländern war ur-
sprünglich von der Intention der Konfliktlösung 
getragen. Im 20. Jahrhundert sollte diese Ent-
wicklung jedoch verhängnisvolle Konsequenzen 
zeitigen.88 Die Ausweisung der deutschsprachi-
gen Bevölkerung aus der Tschechoslowakei 
1945–46 erfolgte auf Grundlage der Volkszäh-
lungsergebnisse aus dem Jahre 1930. 
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87 VAN VELTHOVEN, Taalpolitiek 3016–3023; RÜLING, 
Sprachenrecht. 
88 Zur Problematik STOURZH, Ethnic attribution. 
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